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Ob die Clubkultur, unabdingbarer Akteur des urbanen Nachtlebens, 
die Covid-19-Pandemie überlebt, ist nicht sicher. Der Ruf nach 
Soforthilfen kommt nun zunehmend auch aus der Politik 

Clubkultur
quo vadis?

Von Nicholas Potter

Seit sie am 14. März aufgrund 
der Covid-19-Pandemie schlie-
ßen, sind den Clubs hierzu-
lande jegliche Einnahmen weg-
gebrochen. Raves finden keine 
mehr statt. Nicht nur die Clu-
blandschaft liegt brach, auch 
dem Festivalsommer macht die 
Corona krise einen Strich durch 
die Rechnung. Dem Bundes-
verband für Musikspielstätten, 
LiveKomm, zufolge sind min-
destens 550 Festivals davon be-
troffen. Wie lange die bereits 
jetzt brenzlige Situation an-
hält, kann niemand mit Sicher-
heit beantworten. Vermutlich 
werden die Clubs als allerletzte 
wieder aufmachen dürfen, so 
groß ist das Übertragungsrisiko.

Vorausgesetzt: Die Clubkultur 
überlebt die Krise überhaupt. 
Denn bereits vor der Pandemie 

war sie gefährdet: Ein Mangel 
an Rechtsschutz sowie die an-
haltende Aufwertung von städ-
tischen Gegenden stellen seit 
jeher eine existenzbedrohende 
Lage für das urbane Nachtleben 
dar. Im Baurecht sind Clubs wie 
Bordelle und Spielhallen als Ver-
gnügungsstätten klassifiziert, 
was Baugenehmigungen und 
die Suche nach neuen Etablis-
sements erheblich erschwert.

Das Thema war schon län-
ger auf der politischen Agenda: 
Anträge von Linken und Grünen 
im Bundestag zielten darauf ab, 
unter anderem Clubs als Kultur-
stätten ähnlich Opern und Thea-
terhäusern anzuerkennen. Doch 
bislang sieht die Bundesregie-
rung keine konkreten Maßnah-

men vor, wie die Clubkultur zu 
schützen ist.

Allein in der Hauptstadt stuft 
die Clubcommission, ein Inter-
essenverband der Berliner Club-
szene, 24 Clubs als gefährdet 
ein – 14 davon akut. Covid-19 
hat diese Verdrängungsdyna-
mik nun beschleunigt. Allmäh-
lich machen die ersten Clubs 
mit Biergartenkonzept oder 
Drive-in-Raves wieder auf. Die 
Crowdfunding-Kampagne „Uni-
ted We Stream“, die von der Club-
commission und Reclaim Club 
Culture initiiert wurde, konnte 
bislang über eine halbe Million 
Euro sammeln. Doch all das 
kann die gewaltigen Einnah-
meeinbußen nicht einmal an-
nähernd kompensieren.

Die Bundesregierung hat ei-
nige Maßnahmen beschlossen, 
um Clublandschaft und Festival-
kultur vor dem baldigen Ruin zu 

retten: Soforthilfen von 9.000 
Euro für Betriebe mit bis zu fünf 
und 15.000 Euro für Betriebe mit 
bis zu zehn Beschäftigten sowie 
Liquiditätskredite wurden zur 
Verfügung gestellt. CDU-Kultur-
staatsministerin Monika Grüt-
ters will es Veranstalter*innen 

erlauben, Gutscheine für ausge-
fallene Events auszugeben, an-
statt das Geld zurückzuerstat-
ten. Außerdem können Mieten 
während der Krise bis Juni 2022 
gestundet werden.

Diese Maßnahmen reichen 
allerdings bei Weitem nicht aus, 
kritisiert etwa die Linken-Bun-
destagsabgeordnete Caren Lay 
in ihrem Papier „Corona-Not-
hilfe für Club- und Festivalkul-
tur“, das der taz vorliegt. Darin 
schreibt sie: „Aufgrund der ge-
ringen Rücklagen und kleinen 
Umsatzrenditen vieler Clubs 
von einem Prozent können die 
in der Krise aufgebauten Schul-
den auch in Zukunft nicht wie-
der erwirtschaftet werden. Des-
halb reichen Kredite nicht aus, 
denn sie verschieben die Zah-
lungsunfähigkeit der Branche 
nur, türmen sich bis nach der 
Krise auf.“ Außerdem würden 

rund 40 Prozent der Clubs die 
Voraussetzungen für solche Kre-
dite nicht erfüllen, zum Beispiel 
weil sie nichtkommerzielle, ge-
meinnützige Kollektivbetriebe 
ohne Profitinteresse seien. Auch 
Gutscheine würden der Branche 
nicht viel bringen, da nur selten 
Tickets vorverkauft werden.

Stattdessen fordert Lay ein 
Soforthilfeprogramm für Clubs 
und Festivals, um ihr Überle-
ben zu sichern: Dazu gehört ein 
Mietschuldenerlass und Sen-
kung der Mieten, Kündigungs-
schutz während der Krise, der 
keine ordentliche Kündigun-
gen zulässt, eine Umwandlung 
von bereits vergebenen Kre-
diten in Zuschüsse, eine Erhö-
hung von Kurzarbeitergeld für 
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selbstständige Kunstschaffende 
auf 90 Prozent sowie einen Not-
hilfefonds für die Szene. „Der 
ausgefallene Betrieb muss da-
durch kompensiert und die 
Planung des zukünftigen Pro-
gramms ermöglicht werden“, er-
klärt Lay. Denn viele Clubs fielen 
durch das Raster öffentlicher Co-
rona-Hilfen.

Auch der bayerische Grünen-
Abgeordnete Erhard Grundl ver-
langt im Gespräch mit der taz ei-
nen Nothilfefonds für die Bran-
che. „Die Clubs werden von den 
Auswirkungen der Pandemie 
lange betroffen sein, darum 
ist ein eigener Club- und Fes-
tival-Rettungsfonds, der unbe-
dingt auf einen längeren Zeit-
raum angelegt sein muss, ele-
mentar wichtig.“ Zur Sicherung 
der Clubkultur und der vielfäl-
tigen Festivallandschaft tau-
gen die bisherigen Soforthilfen 
der Bundesregierung nicht, so 
Grundl weiter. „Gerade Kredite 
oder Mietstundungen verlagern 
die Probleme bestenfalls in die 
Zukunft.“

Pamela Schobeß, Betreibe-
rin des Berliner Clubs Gretchen 
und Vorsitzende der Clubcom-
mission, sieht die Situation ähn-
lich: „Wir brauchen dringend 
Zuschüsse, die unsere Fixkos-
ten decken, damit wir unsere 
Orte nicht verlieren.“ Seit dem 
7. März sind auch die Pforten 
des Gretchen geschlossen. Der 
Club habe zwar 15.000 Euro So-
forthilfe bekommen: „Die rei-
chen aber bei uns für zweiein-
halb Monatsmieten, das Geld 
ist nun aufgebraucht. Jetzt stun-
den wir alles und häufen so ge-
rade einen riesigen Schulden-
berg auf.“

Kredite könne der Club in 
Kreuzberg nicht zurückzah-
len, weil aus einem laufenden 
Betrieb einfach nicht genug 
Geld übrig bleibt: „Wir arbei-
ten zwar wirtschaftlich, aber 
nicht gewinnmaximierend“, er-
klärt Schobeß. Als Lösung hel-
fen Gutscheine dem Gretchen 
auch nicht: „Davon profitieren 
nur die großen Veranstalter, die 
Vorab-Auszahlungen bekom-
men. Wir kleineren bekommen 
die Gelder aus Vorverkäufen oh-
nehin erst nach Ablauf der Kon-
zerte ausgezahlt.“

Für Schobeß geht es da-
her ums Ganze: Die Regierung 
müsse jetzt schnell handeln 
oder sie riskiert, einen wich-
tigen Teil der Kultur zu verlie-
ren. Dem Vorwurf, die Clubkul-
tur gehöre lediglich zur kom-
merziellen Gastronomie und 
falle somit als förderwürdig 
aus, widerspricht Schobeß ve-
hement. „Wir kuratieren unsere 
Musik-Programme genauso wie 
Intendant*innen Theater- oder 
Opernspielpläne. Wir buchen 
Künstler*innen aus dem In- und 
Ausland, helfen lokalen Bands 
und kreieren für jede Veranstal-
tung ein neues Programm. Wir 
geben neuen Entwicklungen 
eine Chance und bieten Büh-
nen für junge Talente.“

Auch Caren Lay ist sich des 
Ernsts der Situation bewusst. Ihr 
Fazit: „Wenn Clubs irgendwann 
wieder öffnen dürfen, müssen 
sie auch noch da sein.“ Eine Mas-
seninsolvenz müsse verhindert 
werden, ansonsten verlieren die 
Städte wichtige Freiräume, ei-
nen bedeutsamen Wirtschafts-
zweig, aber vor allem einen re-
nommierten und international 
bekannten Teil der Kultur.

Anzeige


